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§15

(1) Betriebe, Versorgungsdepots, Importlager und Apotheken 
schließen zum Bezug von Suchtmitteln Ldefer- bzw. Kaufver­
träge ab.

(2) Apotheken dürfen suchtmittelhaltige Arzneimittel nur 
von den für sie zuständigen Versorgungsdepots oder vom Im­
portlager beziehen.

(3) Bestellungen der Apotheken über suchtmittelhaltige Arz­
neimittel sind auf Bestellscheinen* mit 4 Durchschriften aus­
zufertigen, vom Apothekenleiter — soweit dieser zum Ahschluß 
von Verträgen berechtigt ist, andernfalls von dem Berechtig­
ten — zu unterzeichnen und jährlich fortlaufend zu numerie­
ren. Verbleibende Leerzedlen sind zu streichen. Auf ausge­
schriebenen Bestellscheinen dürfen keine Veränderungen vor­
genommen werden. Die letzte Durchschrift bleibt fest mit 
dem Bestellscheinblock verbunden.

(4) Das Original und 3 Durchschriften des Bestellscheines 
sind dem Versorgungsdepot zu übergeben. Dieses trägt die tat­
sächlich gelieferten Mengen in das Original und die Durch­
schriften ein und übermittelt nach Gegenzeichnung durch den 
Suchtmittelbeauftragten je eine Durchschrift an die Apotheke 
und an den für die Apotheke zuständigen Bezirksapotheker. 
Die dritte Durchschrift dient der Abrechnung. Nachlieferungen 
auf einen nicht voll belieferten Bestellschein sind unzulässig. 
Die Apotheke hat die vom Versorgungsdepot zurückgegebene 
Durchschrift, das Versorgungsdepot das Original des Bestell­
scheines als Nachweis gemäß § 4 Abs. 2 der Dritten Durch­
führungsbestimmung aufzubewahren.

§16

(1) Suchtmittelbestellungen, Ldefer- bzw. Kaufverträge über 
Suchtmittel sowie Rechnungen über die Belieferung mit Sucht­
mitteln dürfen nicht gleichzeitig andere Vertragsgegenstände 
enthalten. Sie sind als Nachweis gemäß § 4 Abs. 2 der Dritten. 
Durchführungsbestimmung aufzubewahren.

(2) Rechnungen über Suchtmittellieferungen sind dem Emp­
fänger in dreifacher Ausfertigung zu übergeben. Eine Aus­
fertigung hat der Empfänger innerhalb einer Woche nach Zu­
gang der Rechnung und der Lieferung mit der Bestätigung des 
Eingangs der Lieferung dem Lieferer zurückzugeben. Die Be­
stätigung muß vom Suchtmittelbeauftragten, sofern kein 
Suchtmittelbeauftragter vorhanden ist, von dem sonst für den 
Umgang mit Suchtmitteln beim Empfänger Verantwortlichen 
unterschrieben sein. Die bestätigte Rechnung ist vom Lieferer 
als Nachweis gemäß § 4 Abs. 2 der Dritten Durchführungs­
bestimmung aufzubewahren.

(3) Eine Ausfertigung der Rechnung ist für den im Abs. 2 
Satz 3 genannten Verantwortlichen bestimmt. Der Verantwort­
liche hat die Rechnung als Nachweis gemäß § 4 Abs. 2 der 
Dritten Durchführungsbestimmung aufzubewahren.

§17

(1) Suchtmittel dürfen nur gesondert und nicht mit anderen 
Liefergegenständen zusammen verpackt transportiert werden. 
Suchtmittelsendungen sind zu versiegeln oder zu verplomben.

(2) Als Postsendungen dürfen Suchtmittel nur mit der Zu­
satzleistung „Wertangabe“ und einem anzugebenden Betrag 
von mehr als 1 000 M versandt werden.

(3) Suchtmittel dürfen mit der Eisenbahn nur als Expreßgut 
versandt werden. Die Expreßgutsendung ist außerdem zu ver­
sichern.

(4) Bei Transportschäden an Suchtmittelsendungen, die zu 
einer Verunreinigung oder zum teilweisen oder vollständigen 
Verlust der Suchtmittel geführt haben, ist unverzüglich das 
Zentrale Suchtmittelbüro zu benachrichtigen sowie bei der 
Deutschen Volkspolizei Anzeige zu erstatten.
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(5) Im übrigen gelten für den Transport von Suchtmitteln 
die Vorschriften über den Transport von Giften.

Bestimmungen über Entscheidungen 
und Beschwerdeverfahren

§18

Entscheidungen nach dieser Durchführungsbestimmung sind 
schriftlich zu erteilen und, soweit Beschwerde gemäß § 19 
Abs. 1 eingelegt werden kann, zu begründen. Sie sind den 
betroffenen Betrieben und Einrichtungen zu übermitteln.

§19

(1) Gegen die Versagung der Erlaubnis zum Verkehr mit 
Suchtmitteln gemäß § 5 Abs. 1, die Zurücknahme einer Erlaub­
nis zum Verkehr mit Suchtmitteln gemäß § 5 Abs. 3, die mit 
der Erlaubnis verbundenen Auflagen oder Festlegungen über 
den Inhalt und Umfang des Suchtmittelverkehrs gemäß § 5 
Abs. 2 und die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung einer 
Abgabe- und Bezuj^berechtigung für Suchtmittel gemäß § 10 
Abs. 1 kann Beschwerde eingelegt werden.

(2) Die von einer Entscheidung gemäß Abs. 1 betroffenen 
Betriebe und Einrichtungen sind darüber zu belehren, daß 
Beschwerde eingelegt werden kann.

(3) Die Beschwerde ist schriftlich unter Angabe der Gründe 
innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Zugang der Ent­
scheidung beim Ministerium für Gesundheitswesen einzu­
legen. Beschwerden gegen Entscheidungen, die veterinärmedi­
zinische Belange betreffen, sind über das zuständige veterinär­
medizinische Fachorgan im Kreis oder Bezirk beim Ministe­
rium für Gesundheitswesen einzulegen.

(4) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

(5) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 
2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Be­
schwerde nicht oder nicht in vollem Umfange stattgegeben, 
so ist sie innerhalb dieser Frist dem Minister für Gesundheits­
wesen zur. Entscheidung vorzulegen. Der Einreicher der Be­
schwerde ist davon zu informieren. Über die Beschwerde ent­
scheidet der Minister für Gesundheitswesen innerhalb wei­
terer 2 Wochen endgültig.

(6 ) Kann in Aüsnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussicht­
lichen Abschlußtermins zu geben.

(7) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Einreichern der Be­
schwerden zuzusenden.

Ordnungsstrafbestimmungen
§20

(1) Wer
a) vorsätzlich oder fahrlässig ohne die gemäß § 3 Abs. 1 des 

Suchtmittelgesetzes erforderliche Ausnahmegenehmigung 
des Ministers für Gesundheitswesen oder ohne die erfor­
derliche Abgabe- und Bezugsberechtigung oder Erlaubnis 
zum Verkehr mit Suchtmitteln oder ohne Einhaltung der 
mit einer solchen Erlaubnis verbundenen Auflagen oder 
Festlegungen über den Inhalt und Umfang des Suchtmit­
telverkehrs Suchtmittel gewinnt, herstellt, be- oder ver­
arbeitet oder in sonstiger Weise mit Suchtmitteln um­
geht, insbesondere sie behandelt, veräußert, abgibt, er­
wirbt, sich verschafft, besitzt oder aufbewahrt, ohne daß 
die Ordnung und Sicherheit im Verkehr mit Suchtmit­
teln erheblich beeinträchtigt wird,

b) fahrlässig Jugendliche unter 18 Jahren am Verkehr mit 
Suchtmitteln beteiligt,

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt 
werden.


